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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

zur Verlustübernahmeregelung bei Organschaften 

gibt es Neuigkeiten. Wir zeigen, warum Sie Ergeb-

nisabführungsverträge bis zum Jahresende prüfen 

sollten. Außerdem klären wir, ob es für einen Antrag 

auf einen „fortführungsgebundenen Verlustvortrag“ 

eine gesetzliche Ausschlussfrist gibt. Der Steuertipp 

beleuchtet im Zusammenhang mit einer Erbschaft, 

welche Faktoren den künftigen Wert von Anteilen an 

einer Kapitalgesellschaft beeinflussen. 

ORGANSCHAFT 

Ergebnisabführungsverträge sollten geprüft  
werden! 

Eine Organschaft bringt zahlreiche Vorteile im Hinblick 

auf Körperschaft- und Gewerbesteuer mit sich: So er-

möglicht nur sie die Verrechnung von Verlusten einer 

Tochtergesellschaft mit Gewinnen einer Muttergesell-

schaft. 

Zudem gibt es keine 5%ige Versteuerung bei Gewinn-

abführungen. Diese Vorteile gewährt das Finanzamt 

nur, wenn der für die Installation einer Organschaft er-

forderliche Gewinnabführungsvertrag bestimmte for-

melle Anforderungen erfüllt. Dazu zählt auch eine Ver-

lustübernahmeverpflichtung seitens des Organträ-

gers, die sich aus dem Aktiengesetz (AktG) ergibt. 

Wenn eine GmbH Organgesellschaft ist, fordert das 

Körperschaftsteuergesetz, dass auf diese Regelung im 

AktG verwiesen wird, da die Regelung gerade nicht 

originär für GmbHs gilt. 

Die Formulierung dieses Verweises sorgte in den ver-

gangenen 15 Jahren für zahlreiche Urteile, Verwal-

tungsanweisungen und gar Gesetzesänderungen. Hin-

tergrund war die Tatsache, dass die Verlustübernah-

meregelung in § 302 AktG um einen kleinen Absatz 

ergänzt wurde. Zahlreiche Gewinnabführungsverträge 

enthielten jedoch keinen Verweis auf diesen neuen 

Absatz. 

Der Gesetzgeber regelte daher 2013, dass alle neu 

abgeschlossenen Verträge einen „dynamischen Ver-

weis“ auf das AktG enthalten müssen. Altverträge sei-

en nicht anzupassen. Der Bundesfinanzhof hielt eine 

Änderung der Verträge in einem Urteil von 2017 unter 

Umständen aber dennoch für erforderlich. Nun hat sich 

das Bundesfinanzministerium diesem Urteil ange-

schlossen. Für eventuell erforderliche Anpassungen 

gilt eine Übergangsfrist bis zum 31.12.2019. 

Hinweis: Ob ein bestehender Gewinnabführungsver-

trag anzupassen ist, prüfen wir gerne für Sie. Die Zeit 

drängt, denn nach der Übergangsfrist bis zum 

31.12.2019 ist keine Vertragsänderung mehr möglich! 

MOBILITÄT 

Durchschnittswerte für die Privatnutzung von 
(Elektro-)Fahrrädern 

Der Arbeitgeber oder aufgrund des Dienstverhältnisses 

ein Dritter kann den Arbeitnehmern Fahrräder zur pri-

vaten Nutzung überlassen. Die Finanzverwaltung setzt 

in diesen Fällen als geldwerten Vorteil 1 % der auf 

volle 100 € abgerundeten unverbindlichen Preisemp-

fehlung des Herstellers, Importeurs oder Großhändlers 

zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahrrads inklu-

sive Umsatzsteuer an. Damit sind unter anderem Pri-

vatfahrten, Fahrten zwischen Wohnung und erster Tä-
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tigkeitsstätte sowie Fahrten zu einem gleichbleibenden 

Treffpunkt abgegolten.  

Da es sich hierbei um einen lohnsteuerlichen Durch-

schnittswert handelt, ist die 44-€-Freigrenze nicht an-

zuwenden. 

Anders sieht die Sache aus, wenn dem Arbeitnehmer 

das betriebliche Fahrrad erstmals nach dem 

31.12.2018 und vor dem 01.01.2022 überlassen wird. 

Dann wird als monatlicher Durchschnittswert der Pri-

vatnutzung 1 % der auf volle 100 € abgerundeten hal-

bierten unverbindlichen Preisempfehlung des Her-

stellers, Importeurs oder Großhändlers zum Zeitpunkt 

der Inbetriebnahme des Fahrrads einschließlich Um-

satzsteuer festgesetzt. Hier spielt es keine Rolle, wann 

der Arbeitgeber das Fahrrad angeschafft, hergestellt 

oder geleast hat. Hatte der Arbeitgeber einem Arbeit-

nehmer das betriebliche Fahrrad bereits vor dem 

01.01.2019 zur Privatnutzung überlassen, bleibt es bei 

einem Wechsel des Nutzungsberechtigten nach dem 

31.12.2018 für dieses Fahrrad bei den oben genannten 

Regelungen. 

Die vorstehenden Regelungen gelten auch für E-Bikes, 

wenn diese verkehrsrechtlich als Fahrrad einzuord-

nen sind (unter anderem keine Kennzeichen- und Ver-

sicherungspflicht). 

Ist ein E-Bike verkehrsrechtlich als Kfz einzuordnen 

(z.B. weil sein Motor Geschwindigkeiten über 25 km/h 

unterstützt), ist für die Bewertung des geldwerten Vor-

teils die für Kfz geltende 1-%-Regelung (bezogen auf 

den halben Listenpreis) anzuwenden. Hinzukommen 

kann der Zuschlag für Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte in Höhe von 0,03 % des (halben) 

Listenpreises je Entfernungskilometer. 

Hinweis: Gehört die Nutzungsüberlassung von Fahr-

rädern zur Angebotspalette des Arbeitgebers an frem-

de Dritte (z.B. Fahrradverleihfirmen), ist der Rabattfrei-

betrag in Höhe von 1.080 € zu berücksichtigen, wenn 

die Lohnsteuer nicht pauschal erhoben wird. 

EU-MITGLIEDSCHAFT 

Brexit-Steuerbegleitgesetz ist unter Dach und Fach 

Der Bundesrat hat dem „Brexit-Steuerbegleitgesetz“ 

zugestimmt. Es enthält verschiedene steuerliche Rege-

lungen als Reaktion darauf, dass das Vereinigte König-

reich nach dem Brexit (derzeit ist als Austrittsdatum 

der 31.10.2019 geplant) für steuerliche Zwecke als 

Drittstaat zu behandeln wäre. Für diesen Fall ist vor-

gesehen, dass Bestimmungen im Bundesrecht, die auf 

die Mitgliedschaft in der EU Bezug nehmen, während 

des Übergangszeitraums auf das Vereinigte Königreich 

anzuwenden sind. Dazu enthält das Gesetz folgende 

steuerliche Regelungen: 

 Werden Wirtschaftsgüter aus einer deutschen in 

eine andere Betriebsstätte des Steuerpflichtigen in 

der EU überführt, kann der dabei entstehende Ge-

winn über einen Zeitraum von fünf Jahren verteilt 

werden. Diese Gewinnverteilung erfolgt über einen 

Ausgleichsposten, der unter anderem aufzulösen 

ist, wenn das Wirtschaftsgut in einen Drittstaat 

überführt wird. Allein der Austritt des Vereinigten 

Königreichs führt nicht zu einer sofortigen Auflö-

sung des Ausgleichspostens. 

 Kommt es aufgrund einer Veräußerung bestimmter 

Anlagegüter zu einer Aufdeckung stiller Reserven, 

besteht die Möglichkeit, diese auf Ersatzinvestitio-

nen zu übertragen. Erfolgt die Ersatzinvestition in 

einem Mitgliedstaat der EU, kann die auf den Ver-

äußerungsgewinn entfallende Steuer in fünf identi-

schen Jahresraten entrichtet werden. Unterbleibt 

die Reinvestition innerhalb der EU, werden für die 

Ratenzahlung Zinsen erhoben. Die Regelungen 

wurden dahingehend angepasst, dass es auch 

nach dem Brexit nicht zu einer Verzinsung kommt, 

sofern der Antrag auf Ratenzahlung bereits vor 

dem Austritt gestellt worden ist. 

 Im Bereich der Riester-Förderung wurden die Re-

gelungen so angepasst, dass der Brexit keine ne-

gativen Folgen für die Sparer hat.  

 Bei Körperschaften führt der Brexit allein nicht da-

zu, dass sie im Fall des Wegzugs in das Vereinigte 

Königreich als aufgelöst gelten und alle stillen Re-

serven zu versteuern sind. 

 Für die „private company limited by shares“ (Li-

mited) enthält das Gesetz eine Übergangsregelung. 

Diese Gesellschaftsform bleibt Subjekt der Körper-

schaftsteuer. 

 Im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer gilt 

für Erwerbe, für die die Steuer vor dem Brexit ent-

standen ist, das Vereinigte Königreich weiterhin als 

Mitgliedstaat der EU. Praktische Bedeutung kann 

dem beispielsweise im Rahmen der Anwendung 

der Lohnsummenregelung bei der Steuerbegünsti-

gung für Unternehmensvermögen zukommen.  

 Dank einer gesonderten Steuerbefreiungsvorschrift 

wird verhindert, dass es allein durch den Brexit zu 

einer Belastung mit Grunderwerbsteuer kommt. 

 Weitere Änderungen finden sich im Umwandlungs-

steuergesetz sowie im Außensteuergesetz und be-

treffen insbesondere Anteilseigner von Kapitalge-

sellschaften. 

Hinweis: Die meisten Übergangsregelungen setzen 

voraus, dass die entsprechenden Tatbestände bereits 

vor dem Brexit verwirklicht worden sind. Deshalb emp-

fehlen wir Ihnen einen Beratungstermin, um die kon-

kreten Auswirkungen zu besprechen. 
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Für den Fall eines ungeordneten Brexits stellen sich 

auch Fragen in Bezug auf das „Mini-One-Stop-Shop-

Verfahren“ (MOSS) und das „VAT on e-Services“-

Verfahren (VOES). Informationen zur Besteuerung 

elektronischer Dienstleistungen stellt das Bundeszent-

ralamt für Steuern auf seiner Homepage bereit. Wir 

empfehlen Ihnen auch hier, sich mit uns über die Ein-

zelheiten abzustimmen. 

ANTEILSEIGENWECHSEL 

Keine Ausschlussfrist bei  
fortführungsgebundenem Verlustvortrag  

Wenn bei Kapitalgesellschaften innerhalb von fünf Jah-

ren ein Anteilseignerwechsel von mehr als 50 % (an 

einen Erwerber) stattfindet, geht der bis dahin aufge-

laufene Verlustvortrag vollständig unter. Diese strittige 

Regelung hatte in der Vergangenheit zahlreiche Urteile 

zur Folge. Selbst für Fachleute war und ist es mitunter 

schwierig, noch im Blick zu behalten, was eigentlich 

derzeit noch gilt und was nicht. 

Ende 2016 kam noch eine weitere Regelung dazu: 

Danach soll ein Verlustvortrag trotz Anteilseignerwech-

sels nicht untergehen, wenn ein Antrag auf einen „fort-

führungsgebundenen Verlustvortrag“ gestellt wird. Im 

Prinzip verpflichtet man sich damit, den Geschäftsbe-

trieb exakt und unverändert so fortzuführen, wie er 

zum Zeitpunkt des Anteilseignerwechsels bestanden 

hat. Das ist zwar eine starke Einschränkung der unter-

nehmerischen Freiheit, es handelt sich aber um eine 

begrüßenswerte Chance, den Verlustvortrag aufrecht-

zuerhalten. 

Vor dem Finanzgericht Thüringen (FG) hat sich nun-

mehr die Frage gestellt, bis wann der Antrag zu stellen 

ist. Das Gesetz enthält nämlich die Aussage, dass der 

Antrag „in der Steuererklärung für die Veranlagung des 

Veranlagungszeitraums zu stellen ist, in den der 

schädliche Beteiligungserwerb fällt“. Die Finanzverwal-

tung versteht darunter die erstmalige Steuererklärung. 

Nach dieser Ansicht handelt es sich also um eine 

Ausschlussfrist, die dazu führt, dass der Antrag nicht 

mehr gestellt werden kann, sobald die Steuererklärung 

abgegeben worden ist. 

Eine klagende GmbH stellte den Antrag jedoch erst, 

als der Steuerbescheid schon ergangen war. Die Rich-

ter des FG überprüften den Ausschlusscharakter des 

Gesetzeswortlauts und konnten diesen nicht finden. 

Sie zogen auch die Gesetzesbegründung hinzu, um 

zu untersuchen, was der Gesetzgeber mit dieser For-

mulierung erreichen wollte. Wie so oft stellte sich her-

aus, dass der gesetzgeberische Wille nicht exakt ge-

nug formuliert war. Es ließ sich demnach nicht erken-

nen, dass der Gesetzgeber wollte, dass ein nachträgli-

cher Antrag nicht möglich sein sollte.  

 

Vor diesem Hintergrund ließen es die Richter zu, dass 

der Antrag auf Feststellung des fortführungsgebunde-

nen Verlustvortrags noch gestellt werden konnte. 

Hinweis: Aufgrund der gegen diese Entscheidung ein-

gelegten Revision wird der Bundesfinanzhof das letzte 

Wort haben. 

BESCHRÄNKTE STEUERPFLICHT 

Kein Steuerabzug auf Vergütungen für  
Internetwerbung 

Liegt eine beschränkte Steuerpflicht vor, wird die Ein-

kommensteuer auf bestimmte Einkünfte im Wege des 

Steuerabzugs erhoben. Geregelt ist dies unter ande-

rem für Einkünfte aus der Überlassung von Rechten 

und von gewerblichen, technischen, wissenschaftli-

chen und ähnlichen Erfahrungen, Kenntnissen und 

Fertigkeiten. 

Vergütungen für die Platzierung oder Vermittlung von 

elektronischer Werbung auf Internetseiten an aus-

ländische Plattformbetreiber und Internetdienstleister 

fallen laut Bundesfinanzministerium nicht unter diese 

Regelung. Für den Schuldner solcher Vergütungen be-

steht keine Verpflichtung, eine Abzugsteuer einzube-

halten, abzuführen und anzumelden. Vom Steuerab-

zug ausgenommen sind verschiedene Werbeformate: 

Werbung in Onlinesuchmaschinen und auf Vermitt-

lungsplattformen, Social-Media-, Banner- und ver-

gleichbare Onlinewerbung. 

Hinweis: Die Ausnahme vom Steuerabzug gilt unab-

hängig davon, welches Vergütungsmodell konkret ver-

traglich vereinbart wurde (z.B. Cost per Click, Cost per 

Order oder Cost per Mille, Revenue Share). 

URHEBERRECHTSVERLETZUNGEN 

Abmahnungen sind umsatzsteuerpflichtig 

Abmahnungen zur Durchsetzung eines urheberrechtli-

chen Unterlassungsanspruchs sind - unabhängig von 

deren Bezeichnung durch die Beteiligten und der zivil-

rechtlichen Anspruchsgrundlage - als umsatzsteuer-

pflichtige Leistungen zu qualifizieren. Nach Ansicht des 

Bundesfinanzhofs liegt dabei ein umsatzsteuerbarer 

Leistungsaustausch zwischen dem Abmahner und 

den von ihm abgemahnten Personen vor. Als Gegen-

leistung für die Abmahnleistung gilt der vom Rechts-

verletzer gezahlte Betrag. Die Abmahnung erfolgt auch 

im Interesse des Rechtsverletzers, weil er die Möglich-

keit erhält, einem kostspieligen Rechtsstreit zu entge-

hen. Dies sei als umsatzsteuerpflichtige sonstige Leis-

tung anzusehen. 
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Hinweis: Damit überträgt der BFH seine ständige 

Rechtsprechung zu Abmahnungen, die nach dem Ge-

setz gegen den unlauteren Wettbewerb ergehen, nun 

auch auf Abmahnungen nach dem Urheberrechtsge-

setz. 

STEUERTIPP 

Welche Faktoren beeinflussen den künftigen Wert 
von GmbH-Anteilen? 

Wenn man erbt, unterliegt der Wert, den die Erbschaft 

am Todestag des Erblassers (Stichtag) hatte, der Erb-

schaftsteuer. Geld oder Aktien zu bewerten, ist ganz 

einfach. Doch welchen Wert hat etwas, das man nicht 

einfach so auf dem Markt kaufen kann, beispielsweise 

der Anteil an einem Unternehmen? Zur steuerlichen 

Bewertung gibt es für solche Zwecke das „vereinfach-

te Ertragswertverfahren“. Damit wird ermittelt, wel-

chen Wert das Unternehmen zum Stichtag - unter Be-

rücksichtigung der voraussichtlichen künftigen Erträge 

- hat.  

Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) hat darüber ent-

schieden, ob die Anwendung des vereinfachten Er-

tragswertverfahrens für die Bewertung von Anteilen an 

einer Kapitalgesellschaft rechtens ist bzw. welche 

(künftigen) Ereignisse den Anteilswert beeinflussen 

dürfen. 

Geklagt hatte die Ehefrau des 2011 verstorbenen Erb-

lassers, der an der A-GmbH beteiligt gewesen war. 

Des Weiteren gab es noch die Gesellschafter-

Geschäftsführer B und C. Die Gesellschafter hatten 

Jahre vor dem Todesfall beschlossen, dass C und spä-

ter auch B Sondergewinnanteile erhalten sollten. 2013 

gab die A-GmbH beim Finanzamt eine Feststellungs-

erklärung ab, in der sie den Wert der Gesellschaft am 

Todestag nach dem vereinfachten Ertragswertverfah-

ren ermittelt hatte. Das Finanzamt stellte den Wert ent-

sprechend fest. Mitte 2015 verstarb überraschend 

auch B. Im Anschluss an eine Außenprüfung erhöhte 

das Finanzamt den Wert der A-GmbH zum Stichtag 

und den Wert des Anteils des Erblassers, wogegen 

sich die Klägerin wandte. Als Nachweis legte sie das 

Gutachten eines Wirtschaftsprüfers mit einem nied-

rigeren Anteilswert vor. 

Das FG gab der Klägerin allerdings nur teilweise recht. 

Der Feststellungsbescheid ist insoweit rechtswidrig, als 

der Anteilswert mit etwa 14 Mio. € festgestellt wurde. 

Das Finanzamt hatte den Anteilswert aber zu Recht 

unter Berücksichtigung der Ertragsaussichten der 

Gesellschaft ermittelt. Das dabei angewandte verein-

fachte Ertragswertverfahren führt nicht zu einem unzu-

treffenden Ergebnis. Dabei können auch noch nicht 

eingetretene Gegebenheiten berücksichtigt werden, 

soweit am Bewertungsstichtag mit diesen zu rechnen 

ist: 

 Zwar war das Auslaufen eines Großmandats im 

Jahr 2013 abzusehen, es führte aber nicht zwin-

gend zu erheblich niedrigeren Erträgen in der Zu-

kunft, da nicht dargelegt wurde, dass nicht mehr mit 

vergleichbaren Folgekunden zu rechnen war.  

 Zudem konnte man am Bewertungsstichtag nicht 

mit dem Tod von B rechnen.  

 Bei der Wertermittlung müssen die Sondergewinn-

bezugsrechte von B und C berücksichtigt werden. 

Aufgrund Letzterer standen der Klägerin schließlich nur 

15 % des jährlichen Gewinns der Gesellschaft zu, so 

dass der Anteilswert auf etwa 12 Mio. € reduziert wur-

de. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 

 


